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Verordnungen. 


Zur Frage: 


welche Vereine ſind als politiſche 
anzufehen ? 


Das Vereinsgeſetz macht die Unterſcheidung zwifchen polltiſchen 
und nicht politiſchen Vereinen. Für erſtere find im zweiten Abſchnſtte 
des Vereinsgeſetzes befondere ſtrengere Beſtimmungen geſetzt, von denen 
die ſtrengſtens wohl die fein dürſten, daß Ausländer, Frauensperſonen 
und Minderjährige nicht Mitglieder folder Vereine fein dürfen (§. 30), 
und daß politiſchen Vereinen unterſagt iſt, Zwelgvereine (Filialen) 
zu gründen, Verbände unter ſich zu bilden oder ſonſt mit anderen 
Vereinen, ſei es durch ſchriftlichen Verkehr, ſei es durch Abgeordnete, 
in Verbindung zu treten ($. 33). 

Das Vereinsgeſetz gibt keine Definition des politiſchen Vereines, 
es beſtimmt nur in 8. 35, Alinea 2, daß die competente Vereinsbehörde 
(Landesſtelle oder Minifterium des Innern) zu beurthellen habe, ob 
ein Verein als ein politiſcher zu betrachten fei. 

Es iſt ganz begreiflich, daß das Vereinsgeſetz eine Definition des 
politiſchen Vereines nicht gegeben hat. Denn bei der der Natur der 
Sache nach ſchwankenden Begriffsbeſtimmung deſſen, was politiſche 


Angelegenheit genannt wird, wäre es faſt mehr als ein Wagulß, eine 
Wenngleich ein überein⸗ 


Definition davon in ein Geſetz aufzunehmen. 
ſtimmendes Urtheil darüber erzielt werden konnte, welche Beſtrebungen 
zur Zeit als politiſche angeſehen werden können und darnach etwa eine 
caſuiſtiſche Begriffsbeſtunmung gegeben werden könnte, fo iſt doch klar, 
daß das, was heute noch als polltiſche Beſtrebung angeſehen werden 
muß, morgen dieſen Charakter ſchou verloren haben kann. 

Die Stellung der Gefellſchaft zum Staate ift eine fortwährend 
wechſelnde. Sie ändert ſich uicht nur in ihrer Ganzheit im Zeitenverlaufe 
überhaupt, fie ändert ſich insbeſondere auch nach der Richtung und den 
Tendenzen des beſtimmten jeweiligen Regimes. Gewiſſe Aufgaben, die 
ehedem im Bereiche staatlicher Thätigkeit gelegen waren, find heute 
feinem Auge ſchon längſt entſchwunden, erſcheinen nicht mehr als 
politiſche. Neue Aufgaben und Fragen treten wieder im Laufe des 
Culturfortſchrittes aus dem Schooße der Geſellſchaft an den Staat 


heran. Was gefteru noch Sache des Einzelnen, der Familie, der Geſell⸗ 
ſchaft war, fordert heute ſchon den Staat zur Action heraus, und 
erhält damit eigentlich polſtiſchen Charakter. Das Regime, das heute 
die Staatsarbeit leitet, hält nach feiner eigenthümlichen Auffaſſung 
von den Aufgaben des Staates — und in der Möglichkeit des Herr⸗ 
ſchendwerdens ſolcher verſchiedener Auffaffungen unter denſelben reelen 
Culturverhültniſſen liegt der Grund der Regimetzwechſel in den 
modern conſtrairten Staaten — gemiſſe Angelegenheiten für politiſche, 
die das vorhergehende Regime als ſolche nicht anſehen konnte, das 
künftige Regime als ſolche vielleicht auch wieder nicht anſehen will. 
Oder auch umgekehrt. 

Alſo deßhalb, weil das feiner Natur nach fortwährend wechſelnde 
nicht durch ein Geſetz, welches nach ſeinem Begriffe Normen für 
dauerude Verhältuiſſe geben ſoll, normirt werden kann, iſt es nicht 
möglich, eine Begriffsbeſtimmung für politiſche Vereine zu ſetzen. Und 
ec iſt nur gedankenloſe Phraſe, wenn man behauptet, man habe durch 
dieſe Auslaſſung abſichtlich der Reglerungs⸗Willkür freie Hand laſſen 
wollen. 

Der nicht zu befriedigende Mangel einer Definition des politiſchen 
Vereines bereitet, wie die Erfahrungen gelehrt haben, der Handhabung 
des Verelnsgeſetzes große Schwierigkeiten, jo daß wohl der Mühe 
werth ſcheint, dieſe Frage etwas ins Auge zu faſſen. 

Mir fcheint namlich, daß an den gedachten Schwierigkeiten und 
weiter an den Conflieten, die ſich in Folge der Unſicherheit und des 
Schwonkens der Vereinsbehörden über den fraglichen Punkt der Praxis 
ergeben, nicht das Vereinsgeſetz ſelbſt, fordern die bisher übliche Auf⸗ 
faſſung deſſelben Schuld trägt. 

Die Praxis iſt folgende: 

Die Vereinsſtatuten müſfen nach $. 4, a) eiue Beſtimmung über 
den Zweck detz Vereines enthalten. Werden nun der Vereinsbehörde 
Statuten vorgelegt, aus deren Form zu erſehen iſt, daß die Vereins⸗ 
gründer keinen pofitifchen Verein gründen wollen, ſu pflegt die Vereins⸗ 
behörde nichtsdeſtoweniger an der Hand der gegebenen Zweckesbeſtimmung 
det Vereines zu prüfen, ob er darnach als ein politiſcher anzuſehen 
ſei oder nicht, und es wird im Falle der Entſcheidung für erſlere 
Anſicht die Entſtehung des Vereines von feiner Conſlitufrung nach den 
im zweiten Abſchultle des Vereinsgeſetzes für politiſche Vereine vor⸗ 
geſchriebenen beſouderen Formen und Bedingungen abhängig gemacht. 

Dieſe vorläufige Prüfung der Zweckesbeflimmung in den Statuten 
bildet den Angelpunkt der meiſten Streitigkeiten im Vereinsrechte. 
Begreiflicher Weiſe wird die Vereinsbehörde in allerängſtlichſter Weiſe 
vorgehen, wenn ſte, um Herz und Nieren des geſetzten Vereiuszweckes 
zu erforſchen, es als ihre Auſgabe anfehen muß, aus einem beliebig 
und oft verworren conſtruirten Satze, welcher die Zweckbeſtimmung 
des Vereines enthält, alles das heraus zu deduciren, was möglicher 
Weife darunter ſubſummirt werden könnte. Dieſe Art der Statuten⸗ 
prüfung nach der „etwa verſteckten“ politiſchen Zweckrichtung, die 
doch keine Garontie dafür gibt, daß nicht in vieleicht „sichtlich 
recht pfiſfig conſtruirten Zweckbeſtimmungen die Maglichkeit der Ent⸗ 
faltung einer politiichen Thätigkeit verſleckt bleibe, erſchent erſilich 
jedenſalts dem Publikum im Lichte einer bureaukratiſchen Grilfenfängerei 
und führt für Vereinsgründer jedesmal dann eine Beſchraukung des 
Vereinsrechtes mit fi, wenn von dieſen die Enlfaltung einer politi⸗ 


ſcheu Thätigkelt von vornherein aufrichtig nicht beabſichtigt war, obgleich 
die von der Behörde gefundene Möglichkeit der Subſumption auch einer 
politiſchen Thätigkeit unter den formulirten Vereinszweck zugegeben 
werden mag. 

Dieſe Praxis hat bisher zur Klärung des Begriffs des politl⸗ 
ſchen Vereines nichts beigetragen. Sie hat nur Anlaß zu vielfachen 
Beſchwerden gegeben und hat das Vereiusgefetz discreditirt. 


Ich glaube, daß die dargeſtellte Praxis im Geſetze nicht 
begründet ſei. 
Das Vereinsgeſetz räumt der Behörde nicht das Recht ein, 


die Vereine von vornherein nach dem Inhalte ihrer Zweckſetzung 
in die Kategorie der politiſchen oder der nichtpolitifchen eiuzureihen. 
Deun die Vereinsbehörde hat erſtlich nach dem Geſetze nur zu untere 
ſuchen, ob die vorgelegten Verelusſtatuten den formellen Auforderungen 
des 8. 4, lit. a) bis i) des Vereinsgeſetzes entſprechen und hat nach 
8. 6 des Geſetzes den materiellen Inhalt der Vereiusbeſtimmungen 
nur nach der Richtung hin zu prüfen, ob der Verein „nach feinem 
Zwecke oder wach feiner Einrichtung geſetz⸗ oder rechtswidrig oder 
ſiaalsgefäh rlich iſt.“ 

Allerdings iſt der Unterſchjed zmiſchen politiſchen und nicht politi⸗ 
ſchen Vereinen im Geſetze begründet, und das Gefetz, indem es durch 
Vorſchreibung der beſondereu Bedingungen für beide Kategorien von 
Vereinen den Vereinsgründern zunäachſt freiſtellt, fich ſelbſt für die 
eine oder die andere der Kategorien zu beſtimmen, ſpricht auch aus 
($. 35, Alineg 2), daß die Behörde zu beurtheilen habe, „ob ein 
Berein als ein politiſcher zu betrachten ſei“. 

Das Geſetz will ober (8. 35, Aliueg 1), daß die Behörde den 
politiſchen Vereln nach der Thätigkeit in politifhen Ange⸗ 
legenheiten beurtheile. Und darin liegt der Kern des Unterſchiedes 
des geſetzgeberiſchen Willens von der vorne dargeſtellten Praxis. 

Es iſt klar, daß wenn eine politiſche Thatigfeit ſchon durch den 
Worklaut der Zweckbeſtimmung des Vereines offen und zwei⸗ 
fellos beanſprucht wird, die Forderung auf Couſtituirung deffelben 
nach den Bedingungen für politiſche Vereine ſchon von vornherein 
geſtellt werden kann. 

It aber das nicht der Fall, fo kann die Forderung auf Conſti⸗ 
tuirung eines Vereines nach den ſtreugeren Bedingungen des zweiten 
Abſchnittes des Vereinsgeſetzes niemals auf Grundlage einer ſpitzfindigen, 
Deduction aus dem formulirten Verelnszwecke, ſondern nach der klaren 
Beſtimmung des Geſetzes nur dann gefordert werden, „wenn der nicht 
politiſche Verein feine Thaͤtigkeit auf politiſche Angelegenheiten aus⸗ 
dehuen will.“ 

Die Tendenz des Geſetzes geht eben dahin, dem auszuweichen, wor⸗ 
nach die mehrerwähnte Praxis gegen den Sinn und Geiſt des Vereins⸗ 
gefetzes, wenngleich vergeblich, ringen will — einer Definition des po⸗ 
litiſchen Vereines im Allgemeinen. Aus der „heftimmien Thätigkeit“ 
lüßt ſich allerdings leicht und ſicher der Charakter der Action eines 
Vereines beurtheilen. Und indem der Geſetzgeber der Behörde das 
Pouvoir des 8. 35 des Vereinsgeſetzes in die Hand gibt, hat er ja 
zugleich für alle Eventualitäten vorgeſorgt, die von vorherein zu er⸗ 
wägen die dargeſtellte Behordenpraxis ſich ganz überflüſſig abmüht. 

Jaeger. 


et 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Entſcheidet der Laubesausſchutz über Berufunſen gegen Beſchlüſſe des. 

Gemelndrausſchuſſes in der Gemeinde nicht vom Staate übertragenen 

Angelegenheiten, inſoferne dirſe Berufungen bon anderen Gemeinde- 
vertretungen eingebracht werden? 


Dem in der Ortsgemeinde Sch. begüterten B. entwich ein 
Knecht aus dem Dienſte. B. erſtattete hievon der Gemeindevorſtehung 
mit dem Erſuchen die Anzeige, den entwichenen Knecht, der ſich in 
die Gemeinde M. begeben haben dürfte, zu verfolgen und durch Zwang 
zur Rückkehr in den Dienſt anzuhalten. Die Gemeindevorſtehung Sch. 
wendete ſich fonach an die Gemeindevorſtehung M. mit dem Erfuchen, 
den fraglichen Knecht, welcher ſich dem Vernehmen nach im jenseitigen 
Gemeindegebiet auſhalke, zu ergreifen und im geeigneten Wege die 
Einlieferung desſelben an die Gemeinde Sch. zu veranlaſſen. Der 
Gemeindevorſteher zu M. orderte unverweilt den Gemeindediener ab, 
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um deu des Dienſtes entwichenen Knecht auszuforfchen, eventuell Ihn 
zu ergreifen und einzubringen. Die Nachſorſchungen des Gemeinde⸗ 
dieuers blieben erfolglos. Der Gemeindediener beanſpruchte aber für 
die Zeit, welche er mit den Nachforſchungen verbracht, von der Gemeinde 
vorſtehung M. einen Gulden als Zehrgeld. Die Gemeiudevorſtehung 
M. gab der Gemeindevorſtehung Sch. Kenntniß von dem Erfolge der 
hinſichtlich des dienſtentwicheuen Knechtes gepflogenen Nachforſchungen 
und forderte dieſelbe gleichzeitig auf, das vom Gemeindediener bean⸗ 
ſpruchte Zehrgeld einzuſenden. Die Gemeindevorſtehung Sch., welche 
weder den Dienftgeber noch die Gemeindekaſſe zur Bezahlung diefer 
Koften als verpflichtet erachtete, legte die Augelegeuheſt dem Gemeſude⸗ 
ausſchuſſe zur Beſchlußfaffung vor, welcher, der Meinung der Gemelinde⸗ 
vorſtehung beiſtimmend, demſelben beauftragte, das Begehren der 
Gemeindevorſtehung M. zurückzuweiſen, was denn auch geſchah. Hier⸗ 
über beſchwerte ſich die Gemeindevorſtehung U., bei der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaſt V., indem fie darauf hinwies, daß jene Koften, welche die 
Gemeinde Sch. zu erſetzen verweigere, im Intereſſe eines dorligen 
Gemeindegenaſſen anerlaufen feien, und erſuchte ſchließlich die Bezirks⸗ 
hauptmaunſchaft, die Ortsgemeinde Sch. zum Erlage des fraglichen 
Zehrgeldes verhalten zu wollen. 

Nachdem es ſich im gegebenen Falle um eine Berufung gegen 
einen Gemeindeausſchußbeſchluß in Angelegenheiten der nach $. 27, 
Abfatz b, der kärntneriſchen Gemeindeorduung zum ſelbſtſtändigen Wir⸗ 
lungskreiſe der Gemeinde gehörigen Geſindepolizei handelte, zur Ent 
ſcheidung über Berufungen gegen Ausſchußbeſchlüſſe in allen der 
Gemeinde nicht vom Staat übertragenen Angelegenheiten nach 8. 88 
ibidem aber der Landesausſchuß berufen ift, fo wurde die Berufung 
der Gemeiudevorſtehung M. von der Bezirkshauptmannſchoft V. dem 
Landesausſchuſſe zur competenten Amtshandlung abgetreten. 

Der Landetausſchuß erklärte ſich jedoch im vorliegenden Falle 
incompeteut und ſtellte die ganzen Verhandlungsgcten der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft V. zur eigenen Amtshaudlung aus folgenden Gründen 
zurück: „Aus der klaren Abſicht des Geſetzgebers Leuchte hervor, daß 
der Landesausſchuß mit der Gemeindeordnung nur zur Eutſcheidung 
über im Innern der Gemein den entſtehende Streitig⸗ 
keiten in Angelegenheiten des ſelbſtſtäudigen Wirkungskreiſes der 
Gemeinden keineswegs aber zur Entſcheidung über Streitigkeiten der 
einzelnen Gemeinden unter einander berufen worden ſei. Bei derlei 
Streitigkeiten werde es ſich immer nur darum handeln, welche der 
ſtreitenden Gemeinden zu einer Leiſtung aus dem Geſetze verpflichtet 
ſei. Es liege aber nach 8. 94 der kürnknerſſchen Geſetzesorduung nur 
der politifchen Bezirksbehörde ob, die erforderliche Abhilfe zu treffen, 
wenn es der Gemeindeausſchuß unterläßt oder verweigert, die der 
Gemeinde geſetzlich obliegenden Leiſtungen und Verpflichtungen zu 
erfüllen.“ 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat ſonach die fragliche Angelegenheit 
im eigenen Wirkungskreiſe erlediget. on 


Zur Frage des Verſchuldens bei Verzögerung der Auzeige an die Heimats⸗ 
gemeinde im Falle vorläufiger Berjorgung eines auswärtigen Armen 
(8. 30 des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1868). 


Der fyindling Franz R. wurde am 2. April 1855 in der Gemeinde T. 
geboren, und indie Wiener Findelanſtalk eingekauft. Seine Mutter Thereſia 
K. iſt nach T. zuftändig und das Kind war bis zum zehnten Jahre in der 
Pflege bei Magdalena F. in der Gemeinde T. Am Tage des erreſchten 
Normalalters, d. i. am 2. April 1865 ſtellte jedoch dieſe Ziehmutter 
das Kind an die Findelanſtalt zurück, welche es am 23. Mai 1865 
der Gemeinde Wien zur Verſorgung übergab, Erſt unterm 22. Auguſt 
1868 wendete ſich der Magiſtrat Wien an das Bezirksamt L. um 
den Erſatz der für den Findling erlaufenen Gefammtkoſten von Seite 
der Heimatsgemeinde T. im Betrage don 230 fl. 80 kr. b. W. Die 
Gemeinde T. verweigerte jedoch die Zahlung, weil der Maglſtrat 
Wien ſchon bei der Uebernahme des Findlings wiſſen mußte, daß der⸗ 
ſelbe nach T. zuständig fei, wo deſſen Angehörigkeit damals anſlandslos 
anerkannt worden wäre, weil ferner die Unterbringung des Kindes in 
ſeiner Heimat wenig oder gar nichts gekoſtet hätte, und endlſch — weil 
die Gemeinde Wien nach $. 30 des Heimaksgeſetzes von 1863 die 
Nachthelte der unterlaſſenen Verſtändigung der Heimatsgemeinde ſelbſt 
tragen müſſe. Die Art und Welfe der Verſorgung der Armen zu be⸗ 
ſtimmen, ſtehen nur der Heimatsgemeinde zu, und es könne ihr nicht 
zugemuthet werden, nach 3 ½ Jahren die koſtſpielige Unterbringung 
des Kindes zu vergüten. Die mittlerweile ing Leben getretene Bezirks⸗ 


Hauptmannſchaft L. trat dieſer Anſchauung bei, und lehnte es ab, die 
Gemeinde T. zur Zahlung zu verhalten, welche vielmehr höͤchſtens jenen 
Betrag zu erſetzen haben könnte, den fie ſelbſt ausgelegt haben würde, 
wenn ihr das Kind rechtzeitig übergeben worden wäre. 

Der Magiſtrat Wien ſeinerſeits verblieb bei dem Anſpruche auf 
den vollen Erſatz, indem ihn ein Verſchulden au der verſpäteten Ver⸗ 
ſtändigung der Heimalsgemeinde keineswegs treffe. Zum Beweiſe deſſen 
berief ſich der Magiflrat darauf, daß ihm von der Statthalterei in 
mehrfachen Eutſcheidungen förmlich unterſagt worden fei, der Pronenienz 
der gegen Taperlag in die Findelanſintt aufgenommenen Kinder nach⸗ 
zuforſchen, weil ſolche Kinder nach §. 3 der Staluten der Findelanſtalt 
nach Wien zuftändig ſeien, und hierin durch das Heimatsgeſetz von 
1863 nichts geändert worden ſei. Zufolge deſſen mußte der Magiſtrat 
ſolche Kinder von der Anſtalt unweigerlich in die Verſorgung übers 
nehmen. Crſt über den Rekurs des Magiſtrates gegen die obige Auſchauung 
habe das Miniſterium des Innern unternt 30, Juni 1867, 3. 9886, 
die fraglichen Eutſcheldungen der Staltgalterei als geſetzlich unbegründet 
aufgehoben, und erſt jetzt jet der Magiſtrat in der Lage geweſen, ſich 
wegen Vergütung der erlaufenen Verpflegungskoſten an die Heimats⸗ 
gemeinden der fraglichen Findlinge zu wenden. 

Hiernach eutſchied die Bezirtshauptmannſchaft 8. endlich unterm 
20. April 1869, Z. 1377, daß die Gemeinde T. von der Verpflichtung 
zur Zahlung des vollen Betrages per 230 fl. 80 kr. wegen der nicht 
rechtzeitig erfolgten VBerfländiguug im Sinue des §. 30 des Heilnals⸗ 
geſetzes losgezählt und ihr blos aufgetragen wurde, an die Commune! 
Wien einen Betrag von 41 fl. und 13 fl. 12 ½ kr. zusammen, 
54 fl. 12½ kr. zu vergüten. Dieſe letztere Summe reſultirte daraus, 
daß die Gemeinde T. durch eine Anzahl von Beispielen den Nachweis 
geliefert hatte, daß ihr die Unterbringung der der Heimat zur Laft 
fallenden Fiudelkinder theils gar keine Auslagen mache, theils nur 
einen jährlichen Belleidungsbeifrag von 12 fl. koſte, und daß fie ſgetiſch 
auch den Franz K. 3 Tage nach der Uebergabe in dieſer Weiſe un⸗ 
tergebracht hat. Für 3 Jahre und 5 Monate ergeben ſich hiernach 
die obigen 41 fl., wogegen vom Tage der erfolgten Verſtändigung bis 
zur wirklichen Uebernahme das von der Gemeinde Wien aufgerechnete 
Koſtgeld von monatlich 5 fl. 25 kr., das ift 13 fl. 12 ½ kr, paſſirt 
wurden. 

Der Magiſtrat Wien recurrirte gegen dieſe Eutſcheidung, und die 
Statthalterei gab dieſem Recurſe unterm 17. October 1869, 3. 27915, 
Folge und erklärte die Gemeinde T. zur Zahlung des gauzen Betrages 
per 290 fl. 80 kr. ſchuldig, „weil nachgewieſen fei, daß der Conmnuue 
Wien an der berfpäteten Verftändigung der Gemeinde T. kein Ver- 
schulden zur Laſt falle.“ 

Ueber Reeurs der Gemeinde T. hat hingegen das Miniſterium des 
Innern unterm 16. Jänner 1870, 3. 18297, erkannt: 

„Die Entſcheidung der Statthalterei wird behoben und die Eutſchel⸗ 
dung der k. k. Bezirkshauptmaunſchaſt 8, vom 20. April 1869, Z. 1377, 
welche die Gemeſude T. von der Verpflichtung der Zahlung des vollen 
Verpflegungsbekrages von 230 fl. 80 kr. losgezählt und derſelben bloß 
die Vergittung eines Betrages von 54 fl. 12 ½ kr. an die Commune 
Wien aufgetragen hatte, vollinhaltlich in Kraft geſetzt, weil der Ger 
meinde Wien rückſichtlich der durch mehrere Jahre unterbliebeuen Ver⸗ 
ſtändigung der Heimatsgemeinde T. von der mit dem Findlinge Frauz 
K. getroffenen Verfügung allerdings ein Verſchulden, und daher nach 
$. 30 des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863 auch die Veraut⸗ 
worklichkeſt für alle aus der Verzogerung enlſtaudeuen Nachtheile zur 
Loſt fällt. In dieſer Beziehung muß vor allem bemerkt werden, daß 
die hlerortige Normalentſcheldung vom 30. Jun 1867, 3. 9886, 
womit die Anſchauung der k. k. Statthalterei, daß alle in die Findel⸗ 
anſtalt eingekauften Kinder nach Wien zuftändig ſeien, als ungeſetzlich 
behoben wurde, dem Magiſtrate Wien ſchon am 16. Auguſt 1867 ine 
timirt und am 27. Auguſt 1867 zugeſtellt worden iſt, und daß daher 
von dieſem Zeitpunkte an die Commune Wien jedenfalls das Ver⸗ 
ſchulden der unterlaſſenen und erſt am 23. Auguſt 1868 erfolgten 
Verſtändigung der Heimatsgemeinde trifft, nachdem der für dieſe Ver⸗ 
zoͤgerung vorgebrachte Grund des Maugels einer Vormerkung über 
derlei Finbeflinder der ſchuldloſen Heimaksgemeinde nicht zum Mache 
theile gereſchen kann. Das Gleiche gilt aber auch von der Zeit vor 
dem Erfließen der obigen Normalentſcheidung. Denn abgeſehen davon, 
a) daß der Wiener Magſſtrat gegen die Entſcheldungen der Statt⸗ 
halterei, womit ihn die Uebernahme der in die Findelanſtalt einge⸗ 
kauften Kinder und die Unterlaſſung einer Nachforſchung nach ihrer 
Provenienz aufgetragen worden iſt, wiewohl die erſte derartige Ent⸗ 
scheidung ſchon vom 15. März 1866, Z. 37921, datirt, erſt am 
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5. Mai 1867 eine Vorſtelluug überreichte, und daher ſelbſt theilweiſe 
verſchuldet, daß die Behebung der irrigen Statthollerei⸗Anſicht erſt im 
Juni 1867 erfolgte, b) abgeſehen ferner davon, daß es überhaupt 
fraglich iſt, ob der aus dieſer irrigen Anſchauung der Stakthalterei 
eventuell erwachſene Schade der Heimalsgemeinden der fraglichen Findel⸗ 
Kinder aufgebürdet werden kaun, oder ob er nicht vielmehr vou der 
Commune Wien ſelbſt zu tragen fein wird; — fo iſt hier eutſcheidend, 
daß Franz K. ſchon am 2. April 1865 das Normalalter erreichte 
und ſchon ain 23. Mai 1865 der Gemeinde Wien übergeben worden 
iſt. Damals ſtand ihr gar nichts iin Wege, feiner Provenjenz nachzu⸗ 
forſchen, das Heimatsgeſetz von 1863 beftand ſchon damals in Kraft, 
die erſte gegentheilige Entſcheidung der Statthalterei erfloß erſt im 
März 1866. Es iſt daher gar nicht abzuſehen, warum die Commune 
Wien entgegen den ſonft eingehaltenen und erſt fpäter von der Statk⸗ 
halterem unterſagten Vorgange gerade bezüglich des Franz K. keine Pro. 
venienzerhebungen eingeleitet hal, welche dahin geführt hatten, daß K. 
ſchon damals von ſeiner Heimatsgemeinde übernommen worden wäre“. 
2 
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Literariſche Anzeigen. 


Betrage zur Geſchichte des öſterreichſſchen Eherechtes von Proſeſſor Dr. 
A. Th. Mich el. Graz 1970 im Verlage der Univerſttätsbuchhandlung 
von Leuſchner &. Lubengky. 

Das vorliegende erfte Heft diefer Codiftcaltonsgeſchjchte des neueſten öfter: 
keichlſchon Eherechtes umſaßt die Zelt vom Jahre 1740, bis zum 2. März 1985, 
b. J. die Regierung der Kaiſerin Marla Thereſia und der Kaiſer Joſef II., 
Leopold II, und Franz I. und enthält außer einer ſohr überſichllichen und in 
echt hiſloriſcher Unparteilichkeit und Objeeklvität verfaßten geſchichtlichen Dar⸗ 
ſtellung der Geneſis des im bürgerlichen Geſehhuche firieten Eherechtes in den 
als Beilagen abgedruckten Urkunden in mehrfacher Richtung intereſſante und 
größtentheils noch nicht veröffentlichte hiſtorſſche Beweismiltel. 

Die Beftrebung des verdienſtvollen Herrn Verfaſſers den Standpunkt des 
neueften Ehegeſelzes In Oeſterreich, welches aus einer auch von den vorgeſchrittenen 
Liberalen gerne geſehenen renetſonären Enkwicklung entſtand, hiſtoriſch und popu⸗ 
lär darzulegen, verdient alle Anerkennung und wir können den angezeigten 
„Beiträgen“ nur ben beſten Erfolg wünſchen. Dr. L. A. 


Sammlung von Eutſcheldungen zum Handelsgeſetzbuche. Zweite Folge. 
Von Dr. Leopold Adler und Dr. Robert Clemens, Wien 1870 
I Verlage der G. J. Manz'ſchen Buchhandlung. 

Der vor zwei Jahren un dieſem Blakte angezeigten handelsrechtlichen. 
Sammlung wurde nun von den Herausgebern eine Folge angefügt, „welche bie 
von Ende October 1867 bis Ende November 1869 in den öſlerreichiſchen Fach: 
zeitschriften veröffentlichten handelsrechtlichen Entſcheidungen des oberſten Berichts: 
hofes umfaßt, die erſte Sammlung in mehrfacher Richtung vervollſtändigt und 
dem Praktiker nun eine Zuſammenſtellung von nahezu dritthalb hundert han⸗ 
delsrechllichen Fällen bietet“. Das beigeſögle alfabetiſche Sachregiſter bringt 
unter den einzelnen Nachſchlagewörtern nicht blos die Nummern der geſammelten 
Fälle, ſondern auch die aus und bel den meiften Fällen abſtraßirten Rechts. 
grundſäze, welche in dieſer unmltkelbaren Verbindung mit dem Judicaten⸗Ma⸗ 
terlale, deſſen geiflige Früchte fie find, der zu ihrer Bedenlung und Vertrauens⸗ 
würdigtelt nothwendigen Eontralle nicht entbehren, weil ja der Leſer, welcher 
das ih n intereſſirende Inſlilut in dieſem Regiſter leicht findet, bie Richtigkeit der 
bei demſelben Rechtsbegriffe oder Inſtitute zuſammengeſlellten und ſehr präcie 
gefaßten Rechtsgrundſätze durch Nachſchlagen der bei dem Rechtsgrundſate be⸗ 
zogenen Fälle jelbft prüfen kann. Wir halten diese Ichtermäßnte Einrichtung für einen 
entfchtebenen Vorzug des angezeiglen Saumelmerkes, welches ſich auch ſonſt 
durch eine fehr abſtracte unp doch ſehr deutliche Faſſung der einzelnen Fälle und 
Entſcheidungen, und durch eine vorzügliche Ausſtattung dem Rechtsprakliker ſehr 
empfiehlt. 

Wir können anläßlich dieſer Anzeige nicht umhin, wiederholt auf die 
Wichtigkeit der Firtrung und Sammlung der einzelnen Fälle in der 
praktiſchen Geſezanwendung hinzuweiſen. Durch eine ſolche Firmung 
und Sammlung wrd erft bie Reagirung des angewendeten Geſeheg auf bie 
Geſehgebung, es wird die der gefehgebenben Funktion des Staates nöthige eigene 
Beobachtung ihrer praktiſchen Wirkſamkeit ermöglicht, es wird der Geſetzesnorm, 
welche ſich ihrer praktiſchen Weſtimmung nach in einzelnen Eutfheibungen verkörpern 
ſoll und deren Vorzug und Gehalt erſt in diefen Verkörperungen allgemein er⸗ 
tennbar wird, der Spiegel der Selbſterkennkniß vorgehalten. r. 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Minlſteriums für Landesvertheidignng vom 12. März 
1870, 3. 1688, betreffend die weitere Ausdehnung des Rechts zum elu⸗ 
Jährige freiwilligen Milltärdienſte. 


In Folge des von den k. k. Laudesmülniſterien einvernehmlich mit dent 
k. und k. Reichs⸗Kriegs⸗Miniſteriunms im Grunde des §. 21 des Wehrgeſetzes 
vom 5. December 1868 gefaßten Beſchluſſes wird denjenigen Schülern des 
Instituto superiore di lingue e di commereio e seritejo modello des 
Emanuel Edeles, dann des Austituto superiore di commercio e banco 
modello des Juſtinſan Heiland zu Trieſt das Recht zum einjährigen Frei, 
willigendienſte ohne Ablegung einer Aufnahmeprüfung zuerkannt, welche ſich 
mit Zeugniſſen von Unlergymnaſten oder felbitjtändigen Unterrealſchulen aug: 
weiten, bie fie zum Ueberkritte in ein Obergymnaſtum oder in eine Ober⸗ 
cealſchule befähigen, ferner weuigſtens die letzten zwei Jahrescurſe an einer 
dieſer beiden Prioat⸗Haudelslehranſtalten mit gutem Erfolge abſolvirt haben. 


Grlaß des k. k. Neichs⸗Kriegs⸗Mlutſteriums vom 7. März 1870, 3. 1009, 
Abtheilung 2, beireſſend vie Frage, ob eln od) in der Reſerveverpfiich⸗ 
tung ſtehender Soldat ſich neuerlich gültig aſſeutiren falten könne. 


Cs ft bie Frage vorgekommen, ob ein noch in der Reſerveverpflichtung 
ſtehender Soldat ſich neuerlich giltig aſſentiren laſſen könne. 

Bei genauer Beobachtung der Beſtimmungen des IV. Theiles ber Inſtrue⸗ 
tion zur Ausführung der Wehrgeſetze ſollte es nicht vorkommen können, daß 
ein bereits in der Dienſtpflicht Stehender nochmals aſſentirt wurde. 

Wenn dennoch in Folge Außerachtlaſſung der erwähnten Beſtimmungen! 
oder durch ſträſliches Vorgehen des die Aſſentirung Anſuchenden ein folder 
Fall ſich ergeben follte, fo kann die erneuerte Aſſentirung und die damit von 
dem Betreffenden eingegangene Verbindlichteſt zur abermaligen Erfüllung ber 
Geſamimtdienſtpflicht nicht als zu Recht beſtehend angeſehen werden. Eine foldhe 
Aſſentirung iſt daher als geſehwidrig zu annulliren und gegen Diejenigen, 
welchen hierbei ein Verſchulden zur Last fällt, nach Analogſe des g. 159 sub 6 
der Inſtruction zur Ausführung des Wehrgeſetzes vorzugehen. — Demgemäß 
haben auch die Cireular⸗Perordnungen vom 28. März 1804, D. 746, und 
12. Februar 1850, Abtheilung 19, Nr. 98 (Rormal⸗Armee⸗Verordnungsblatt 
17. Stück) außer Wirkjamfeit zu treten. Zur Begegnung eines jeden Zweifels 
wird jedoch bemerkt, daß den in der Erſahreſerve Stehenden, welche einer 
Dienſtpflicht nicht unterllegen, ſondern nur für den Dienft im ſtehenden Heere 
oder in ber Kriegsmarine gewidmet ſiud, der freiwillige Eintritt unter den 
Bedingungen des §. 113 sub 4 der mehrbezeichneten Inſltuction allerdings 
geſtattet iſt. 


Verordnung des Miulſters des Junern von 16. März 1870, 3. 3548, 
betreffend den Zeitpunkt der Entſchädigung der Bergbauunternehmer 
durch Eiſenbahnbauer. 


In der Miniſterialoerordnung vom 2. Jänner b. J. N. G. B. Nr. 25 
find die beſchränkenden Bebmgungen feſtgeſeht, unter welchen der Bergbau 
unterhalb oder in der Nähe einer Elſenbahn betrieben werben batf. 

In dieſer Verordnung wird zugleich ausgeſprochen, ob und inwieferne in 
ſolchen Colliſtonsfällen dem Bergbauunternehmer ein Anſpruch auf Entſchädi⸗ 
gung gegen die Eiſenbahnunlernehmung zukomme. 

Insbeſondere iſt für den Fall, daß eine projectirte Eiſenbahn über bereits 
verliehene Grubenfelder oder ſchon beſtehende Bergbaue angelent werden foll, 
verordnet, daß in einem ſolchen Falle der Elſenbahnunternehnter dem Bergbau⸗ 
unternehmer für die Beſchränkungen des Bergbaubeteiebes, welche ſich der Letztere 
zu Gunſten der Eifenbahn gefallen laſſen muß, angemeſſene Enkſchädigung zu 
leiſten habe und daß die Bewilligung zum Baue der Elſenbahn unter dleſer 
Bedingung zu extheilen ſei (88. 6 und 7 der Miniſter Verordnung). 

Bei Anwendung dieſer Beſtimmung haben ſich Zweifel darüber ergeben, 
ob bie Entſchädigung vor Ertheilung der Baubewilligung und beziehungsweiſe 
vor Beginn des Eiſenbahnbaues ermittelt und geleiſtet werden müſſe, oder ob 
es genüge, den Enlſchädſgungsaufpruch der Bergbauunternehmer bei Ertheilung 
der Baubewilligung ausdrücklich zu wahren. 

Ich habe mich küazlich in dem Falle gefunden, über eine größere Anzahl 
von Recurſen zu entſcheiden, in welchen von den Bergbauunternehmern die vollſtän⸗ 
dige Austragung ihrer Entſchädigungsauſprüche vor Beginn des Baues begehrt 
wurde. 

Bei Entscheidung über dieſe Recurſe, welche inn Einvernehmen mit dem 
Handels. und Aderbauminifterium, und auf Grund einer Räckſprache mit dem 


64 


Juſtizuluiſterkum erfolgt iſt, wurde bezüglich der oben erwähnten Frage unter 
fehleben : 

1. Ob auf den von der Eiſenbahn berührten Grubenfeldern der Abbau 
effectiv ſchon bis zur Bahntrace gediehen war, ob daher eine Einſchrankung um 
Betriebe durch die zuführende Eiſenbahn und im Schaben für den Grubenbe⸗ 
figer der ſich in quali et quanto überſehen und sogleich schätzen und bezahlen 
oder ſicherſtellen läßt, bereits feltftand oder 

2 ob auf den verliehenen Grubenfelbern, oder wenigſtens auf der von 
der Eiſenbahn berührten Slrecke zur Zeit der Bahnanlage noch kein wirklicher 
Bergbaubetrieb ſtattfand, welcher durch den Bahnbau ſofort eine Einſchränkung 
zu erleiden hälte. 

In den Füllen der erſten Art wurde der Anſpruch ber Bergbauunternehmer 
auf bie Austragung der Entſchädigungsfrage der Beginn ves Eiſenbahnbaues und 
eventuell die analoge Anwendung Erpropriationsverfaltens im Sinne des g. 9 
lit o. des Eiſenbahuconceſſionsgeſetzes vom 14. September 1854, R. G. B. Nr. 238 
als begründet erkannt. 

In den Fällen der zweiten Art, in welchen es zur Zeit des Bahnbaues 
noch ungewiß iſt, ob die Betriebsbeſchränkungen einen Schaben für die Berg: 
bauunternehmer zur Folge haben werden ober nicht, würde es als genügend 
angefeben, daß in die Baubewilligung ber Vorbehalt einer angemeſſenen Ente 
schädigung für einen eventuell ſich herausſtellenden Schaden aufgenommen werde. 

Ich beehre mich Euerer ... . biefe Enlſcheidungen hiemit zur anger 
meſſenen Berücksichtigung in ähnlichen Fällen und zur weitern Bekanntgabe an 
die Hochdenſelben unterflehenden Berghauplmannſchaſten milzutheilen. 


Grlaf des k. k. Miulſterſums für Landesverttheidigung vom 24. März 1870, 

2. 2920, betreſfeud die Verleihung des Rechtes zur Ausſtellung von Stu: 

dienzenguiſſen wegen Enthebung von der Präſeuzpflicht an bas Bres⸗ 
lauer Nabbinats-Seminar. 


Im Einvernehmen mit dem Mintſterium für Cultus und Unterricht und 
dem Reichs⸗Krlegs⸗Miniſterium wird (vorläufig mit der Beſchränkung auf bie 
Dauer von 3 Jahren) den vom Breslauer Rabbinats- Seminare ausgeſtellten 
und von ben k. und k. Konſulate legaliſirten Studlenzeugniſſen rückſüchtlich des 
Anſpruchs auf die Enthebung von der Präſenz⸗Dienſtpflicht nach g. 25 des 
Wehrgeſetzes vom 5. December 1868 die Geltung von Zeugniſſen einer von ber 
Regierung als öffentliche Anſtalt anerkannten Rabblnats⸗Schule nach Maßgabe 
der dießfalls beſtehenden Geſetze und VPorſchriflen, ſedoch nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung zugeſtanden, daß die betreffenden Candldaten nachweiſen, daß fie in der 
Regel an einem öffentlichen Gymnaſium der um Reichsrathe vertretenen Länder 
dic Stubten zurückgelegt, beziehungsweiſe die Maturitätsprüſung beſtanden haben. 


Ii Verlage der G. J. Mayen Buchhandlung in Wien, Kohlmarkt 7, 
iſt ſoeben erſchienen und durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Sammlung von Entſcheidungen 
Handels „ Geſehbuche. 
alseite Falge. 
Von 


Dr. Leopold Adler Dr. Robert Clemens 


1. k. Panbesgerichlsubjuntten, Hof⸗ und Gerimteahbofafen 
Gr. 8. Geheflet 1 fl. 50 kr. z. W. 


Die Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, 
Spiegelgaſſe Nr. 17, empfiehlt ihr Lager von Werken aus 
allen Wissenschaften, übernimmt Pränumerationen auf 
alle Jaurnale und Lieferungswerke des In- und Aus⸗ 
landes und beſorgt Nieht-Varräthiges umgehend. 

Ich richte mein Hauptangenmerk auf die Beſorgung von 
Rechts- und Staatswissenschaftlicher Literatur und 
bitte mich uit Ihren Aufträgen zu beehren. 

Hochachtungs voll 


Moritz Perles, 


Buchhandlung in Wien, Spiegelgaſſe Nr. 17. 


Druck von A. Pichler's Witwe & Sohn in Wien. 


Verlag von Morih Perles in Wien, Stadt, Spiehelgaſſe 17. 


